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Zumeldung zur PK des Sozialministeriums und des Stat. Landesamts:

Wohnortnahe Pflege nicht aufgeben

Von der Pflegeversicherung wieder in die Sozialhilfe?

Stuttgart.   Das bisherige Konzept der wohnortnahen, dezentralen Versorgung Pflegebedürftiger hat sich aus Sicht der Städte und Gemeinden bewährt. Der Pflegeplan des Landes solle auch künftig nicht nur nach statistischen Gesichtspunkten erstellt werden, warnt der Gemeindetag.

„Die Bevölkerungsstatistik allein erlaubt keine Prognose des Pflegebedarfs“, erläuterte die Sozialreferentin des Gemeindetags, Christiane Dürr. „Die Zahlen müssen unter fachlichen Aspekten geprüft und bewertet werden.“ Sie plädierte dafür, dass der Landespflegeplan weiterhin auch von Fachgremien beim Sozialministerium begleitet wird.

Dezentrale Versorgung statt Großpflegeheime

Die Planungsdaten müssten genau auf ihre Plausibilität und auf mögliche Konsequenzen hin überprüft werden, so der Gemeindetag. Zwar gehe das Potenzial der familiären Pflege zurück. Das müsse aber nicht zwangsläufig zu einem überproportional starken Anwachsen der Nachfrage nach stationärer Pflege führen. Baden-Württemberg habe die niedrigste Pflegequote bundesweit (2,1 Prozent der Bevölkerung). Land und Kommunen hätten mit dem Ausbau der ambulanten Dienste und des betreuten Wohnens gute Erfahrungen gemacht. „Diese Konzepte sollten wohnortnah und dezentral ausgebaut werden. Das entspricht auch dem Wunsch alter, pflegebedürftiger Menschen“, sagte Dürr. „Wird der Bedarf nach stationären Pflegeplätzen im Landespflegeplan kurzfristig stark angehoben, könnte das als Signal verstanden werden, wieder zentrale Großpflegeheime ‚auf der grünen Wiese’ zu bauen. Das ist ein längst überholtes Konzept“, so Dürr.

Gemeindetag befürchtet Anstieg der Sozialhilfe

Die von der baden-württembergischen Landesregierung unterstützten Überlegungen zur Senkung der Pflegeversicherungsleistungen für die stationäre Pflege werde nicht zu ohne weiteres die Nachfrage nach ambulanten Pflegeleistungen verstärken. Der Gemeindetag befürchtet, dass ein starker Anstieg der Sozialhilfekosten die Folge sein wird. „Wenn wieder mehr Pflegebedürftige auf Sozialhilfe angewiesen sind, widerspricht das krass der Zielsetzung unserer Pflegeversicherung“, kritisierte Dürr. Zudem gehe eine solche Entlastung der Pflegeversicherung voll zulasten der Städte und Gemeinden.
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